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SITZUNGSNIEDERSCHRIFT

Sitzung Öffentliche Sitzung im Sitzungssaal des Rathauses

Beschlussorgan Stadtrat
Sitzungstag 21.11.2016

Beginn 16:00 Uhr
Ende 18:40 Uhr

I. Ladung der Mitglieder des Beschlussorgans

Der erste Bürgermeister eröffnete die Sitzung und stellte fest, dass zu der heutigen
Sitzung des Stadtrates alle 30 Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden. Einwände
dagegen wurden nicht vorgetragen. Es waren zur Sitzung erschienen:

Erster Bürgermeister Klaus Ritter
und die Stadtratsmitglieder:

Bauregger Matthias (ab 16:05 Uhr) Gorzel Roger
Biermaier Ernst Hübner Rosemarie (ab 16:05 Uhr)
Czepan Martin Liebetruth Gabriele
Dangschat Hans-Peter Schroll Reinhold
Danner Johannes Seitlinger Bernhard (ab 16:05 Uhr)
Danzer Thomas Stoib Christian
Dorfhuber Günther Unterstein Konrad
Dzial Günter Wildmann Alfred
Dr. Elsen Michael Winkels Gerti
Gampert-Straßhofer Stefanie Winkler Josef
Gerer Christian Winkler Reinhard
Gineiger Margarete Ziegler Ernst

Nicht erschienen war(en): Grund (un)entschuldigt:
Haslwanter Andrea berufl. Verhinderung
Jobst Johann krank
Kneffel Hans Urlaub
Kusstatscher Herbert berufl. Verhinderung
Obermeier Paul krank
Zembsch Helga Urlaub

II. Beschlussfähigkeit des Beschlussorgans

Der erste Bürgermeister stellte die Beschlussfähigkeit des Stadtrates fest und
erkundigte sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung; es wurden keine Einwände
vorgetragen.
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III. Tagesordnung

1. Entwicklung der Ortschaft Frühling - Beschluss zur Ausweisung von weiteren
Bauflächen;
Ergebnisse der Bürgerdialog-Veranstaltung;
Entscheidung über das weitere Vorgehen

2. Verkehrsanordnungen (Beschilderung) für die Siemensstraße zwischen Oder-
berg und Traunwalchen – Nachprüfung des Hauptausschussbeschlusses vom
13.10.2016

3. Bürgerpetition zur möglichen Erweiterung des Baugebietes „Traunfeld“ in Stein
a.d. Traun

4. Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 28.10.2016;
„Durchführung von Bürgerdialogen zu geplanten Wohnbaugebieten“

5. Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich Klosterweg in Hörpolding

6. Bebauungsplan zur Erweiterung des Gewerbegebietes „Äugelwald“ - Aufstel-
lungsbeschluss

7. Informationen zur Haushaltsplanung 2017

8. Information über eine aktuelle Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofes zu den Merkmalen der endgültigen Herstellung von Erschließungs-
straßen;
Folgerungen für die Stadt Traunreut

9. Information über grundsätzliche Aussagen des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofes zur Zulässigkeit des Verzichts auf die Erhebung von Straßenausbau-
beiträgen anlässlich des Berufungsverfahrens der Gemeinde Hohenbrunn

10. Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms (LEP) – Informationen
zum Sachstand

11. Antrag der FW-Stadtratsfraktion vom 08.11.2016;
Sachstandsbericht zum Verkehrsknoten Sankt Georgen
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IV. Beschlüsse

1. Entwicklung der Ortschaft Frühling - Beschluss zur Ausweisung von
weiteren Bauflächen;
Ergebnisse der Bürgerdialog-Veranstaltung;
Entscheidung über das weitere Vorgehen

Der Stadtrat stimmte mit Beschluss vom 28.01.2016 grundsätzlich einer Bauge-
bietsausweisung für Frühling zu. Am 26.09.2016 wurden dem Stadtrat mögliche
Erweiterungsflächen vorgestellt. Der Stadtrat beschloss daraufhin, eine Bürger-
dialog-Veranstaltung durchzuführen. Im Übrigen wird auf die Niederschriften zu
den Stadtratssitzungen vom 28.01.2016 und vom 26.09.2016 verwiesen.

Am 02.11.2016 wurde die Bürgerdialog-Veranstaltung durchgeführt. Eine Wei-
terentwicklung der Bebauung in Frühling wurde dabei nicht generell abgelehnt.
Der Wunsch nach Baugebietsausweisungen insbesondere für Frühlinger Bürger
wurde mehrfach artikuliert.

Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Der Stadtrat bleibt bei seiner Zustimmung für eine Baugebietsausweisung in
Frühling. Die Verwaltung wird damit beauftragt, die Wünsche und Vorstellungen
der Eigentümer möglicher Flächen für eine Baugebietsausweisung in Einzelge-
sprächen zu eruieren. Die Ergebnisse sind dem Stadtrat zur weiteren Beratung
und Beschlussfassung vorzulegen.

für

11
gegen

0 Beschlussempfehlung:

Der Stadtrat bleibt bei seiner Zustimmung für eine Baugebietsausweisung in
Frühling. Die Verwaltung wird damit beauftragt, die Wünsche und Vorstellungen
der Eigentümer möglicher Flächen für eine Baugebietsausweisung in Einzelge-
sprächen zu eruieren. Die Ergebnisse sind dem Stadtrat zur weiteren Beratung
und Beschlussfassung vorzulegen.

für

22
gegen

0 Beschluss:

Der Stadtrat bleibt bei seiner Zustimmung für eine Baugebietsausweisung in
Frühling. Die Verwaltung wird damit beauftragt, die Wünsche und Vorstellungen
der Eigentümer möglicher Flächen für eine Baugebietsausweisung in Einzelge-
sprächen zu eruieren. Die Ergebnisse sind dem Stadtrat zur weiteren Beratung
und Beschlussfassung vorzulegen.

Die Stadtratsmitglieder Herr Bauregger, Frau Hübner und Herr Seitlinger erscheinen um
16:05 Uhr zur Sitzung.
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2. Verkehrsanordnungen (Beschilderung) für die Siemensstraße zwi-
schen Oderberg und Traunwalchen – Nachprüfung des Hauptaus-
schussbeschlusses vom 13.10.2016

Der Hauptausschuss beschloss zunächst am 16.10.2014, die Siemensstraße
zwischen Oderberg und Traunwalchen zu sperren mit dem Zusatzschild „Anlie-
ger frei“.

Am 13.10.2016 beschloss der Hauptausschuss, den o. g. Beschluss vom
16.10.2014 aufzuheben und eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h
anzuordnen.

Am 19.10.2016 ging bei der Stadtverwaltung eine Bürgerpetition ein mit dem An-
trag, wiederum die Beschlüsse des Hauptausschusses vom 13.10.2016 aufzu-
heben und die Siemensstraße für den Kfz-Verkehr (ausgenommen landwirt-
schaftliche Fahrzeuge) zu sperren.

Text der Bürgerpetition (E-Mail vom 18.10.2016):

„Sehr geehrter Hr. Ritter,

mit großem Erstaunen haben wir den Artikel im Traunreuter Anzeiger vom
18.10.2016 gelesen, in dem berichtet wird, dass die derzeitige Sperrung der
Siemensstraße wieder aufgehoben werden soll.

Als Bewohner des Wohngebietes „Am Frauenbrunn“ möchten wir uns auf diesem
Wege hierzu äußern, mit der Hoffnung, dass diese nicht nachvollziehbare Ent-
scheidung des Hauptausschusses durch unsere Stadträte in der nächsten Stadt-
ratssitzung doch noch rückgängig gemacht wird.

 Bei der Planung des Baugebietes “Frauenbrunn I” sowie dem Ausbau
der Kreisstraße und Bau des Kreisverkehrs in Oderberg war vorgese-
hen, den Verkehr von der Siemensstraße wegzuleiten. Damals wurde
schon darüber gesprochen, die Siemensstraße für den allg. Straßen-
verkehr zu sperren. Eine Umwidmung zu einem Fahrrad- und Gehweg
wurde uns in Aussicht gestellt.

 Aufgrund dieser Planung hat man bis heute aus den Wohngebieten
„Am Frauenbrunn“ vier Geh- bzw. Radwege (siehe Skizze separates E-
Mail) in die Siemensstraße einmünden lassen. Man führt hier Rad-und
Fußgänger bewusst auf die Siemensstraße. Diese Wege, wie auch die
Siemensstraße selbst werden von vielen Kindern, Spaziergängern und
Radfahrern intensiv genutzt.

 Man leitet die Kinder, Spaziergänger und Radfahrer bewusst auf eine
sehr schmale Straße welche in der Breite max. 3,00 Meter aufweist und
zudem nicht beleuchtet ist. Bei jedem Auto, welches die Straße benutzt,
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müssen Fußgänger oder Radfahrer unweigerlich in die angrenzende
Wiese ausweichen. Speziell im Winter birgt dies auf dieser unbeleuch-
teten Straße erhebliche Unfallgefahren.

 Vor der Sperrung der Siemensstraße vor ca. 2 Jahren wurde diese
nicht nur von Traunwalchener Bürgern benutzt, sondern auch als will-
kommene Abkürzung vieler Autofahrer aus Richtung Kammer zu ihrem
Arbeitsplatz bei Siemens/SITECO. Das größte Verkehrsaufkommen
spielt sich deshalb ab ca. 5 Uhr morgens zum Schicht- und Arbeitsbe-
ginn ab.

 Die heute schon ausgewiesene Geschwindigkeitsbegrenzung von 30
km/h wird größtenteils nicht eingehalten, da es sich hier um eine relativ
gerade, frei überschaubare Straße handelt, auf der auch keine Ge-
schwindigkeitskontrollen stattfinden.

 Die Siemensstraße ist seit mittlerweile 2 Jahren für den allg. Straßen-
verkehr gesperrt. Dieser Zeitraum hat gezeigt, dass der Verkehrsfluss
in Traunwalchen durch diese Sperrung nicht im Geringsten beeinflusst
ist und niemand diese Zufahrt Richtung Traunreut ernsthaft braucht.

 Vor 2 Jahren gab es Gründe für die Sperrung der Siemensstraße, wa-
rum sind diese Gründe heute nicht mehr relevant? Die Entscheidung
damals haben die gleichen Personen wie heute getroffen!

Umso mehr glauben wir, dass diese Entscheidung im Hauptausschuss eine vor-
schnelle Entscheidung der Mitglieder war. Auch drängt sich uns stark der Ver-
dacht auf, dass die Mehrzahl der Entscheider sich die Situation vor Ort nicht per-
sönlich angeschaut haben, sonst wäre auch der schlechte Zustand der Straße
aufgefallen. Anders ist diese Entscheidung der Hauptausschuss-Mitglieder nicht
nachvollziehbar. Diese Entscheidung verstärkt beim Bürger eher den Eindruck
einer gewissen Konzeptlosigkeit der Gesamtplanung.

Deshalb stellen wir den Antrag, die Siemensstraße - entsprechend des ursprüng-
lichen Beschlusses - für den allgemeinen Straßenverkehr (nicht Landwirtschaft)
komplett zu sperren. Jeder Unfall, der damit vermieden wird, rechtfertigt eine sol-
che Entscheidung.

Aufgrund der Kurzfristigkeit bis zur nächsten Stadtratssitzung schicken wir Ihnen
diesen Antrag per E-Mail. Gerne können wir Ihnen auch einen offiziellen Antrag
mit entsprechenden Unterschriften der Anwohner zustellen.

Wir bitten sie höflichst, diesen Antrag in der nächsten Stadtratssitzung am
20.10.2016 zu behandeln. Uns liegt unheimlich viel an dieser Sache.

Vielen Dank für Ihr Verständnis. “
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Daraufhin hat der erste Bürgermeister die Aussetzung des Vollzugs der Haupt-
ausschussbeschlüsse vom 13.10.2016 angeordnet. Diese Beschlüsse werden
dem Stadtrat zur Nachprüfung vorgelegt.

Inzwischen ist noch folgendes Schreiben von Herrn Alois Edtmayer sen. einge-
gangen:

„Sehr geehrte Damen und Herren,

über Sperrung oder Nichtsperrung der Siemensstraße in Traunwalchen herrscht
unter den betroffenen (auch nicht betroffenen) Bürgern großes Unverständnis.
Zudem muss man auch immer wieder feststellen, dass manche Stadträte die
ganze Angelegenheit nur auf dem Papier kennen. Nachdem es scheinbar in letz-
ter Zeit in der Stadt doch zur Gewohnheit geworden ist, wenn es sich um schwie-
rige Entscheidungen handelt, dass man dann auch die betroffenen Bürger be-
fragt, bitten vor allem die Bewohner des östlichen Teils der Schillerstraße, diese
Vorgehensweise der Bürgerbefragung auch hier anzuwenden und beantragen
hiermit, einen Ortstermin mit dem Stadtrat zu terminieren. Vor Ort lassen sich
schwierige Fälle bekanntlich leichter lösen. Zuerst miteinander reden und dann
abstimmen. Die Bürger sind die Betroffenen, nicht die Verwaltung oder der Stadt-
rat. Die betroffenen Bürger haben es satt, noch länger Gefahr zu laufen, wenn
sie eine sichere Ortsstraße befahren und dann eine Anzeige mit Bußgeldbe-
scheid bekommen. Die Siemensstraße in Traunwalchen wurde ja nicht nur für
Fußgänger und Radfahrer gebaut, sondern auch für Autofahrer aus der Siedlung.

Sollte es tatsächlich zur Sperrung der Ortsverbindungsstraße kommen, so ent-
steht eine zusätzliche Verkehrsbelastung für die Anlieger des westlichen Be-
reichs der Schillerstraße, sowie zwei neue Gefahrenpunkte bei der Einfahrt von
der Schillerstraße und der Eschenauerstraße in die Kreisstraße (sehr unüber-
sichtlich).“

Zudem hat Herr Stadtrat Czepan folgendes Schreiben von Karin und Markus
Lange mit der Bitte um Vortrag in der heutigen Sitzung bei der Stadtverwaltung
eingereicht:

„Sehr geehrter Herr Czepan,

in Kürze steht in der Stadtratssitzung die Entscheidung zur bedingungslosen
Öffnung der Siemensstraße in Traunwalchen an.

Aus unserer ganz persönlichen Sicht (Familie Lange, Am Frauenbrunn 51) möch-
ten wir uns zur geplanten Öffnung der Siemensstraße äußern. Es wäre nett,
wenn Sie dieses Schreiben an ihre Fraktionskollegen weiterleiten würden.

Wir wohnen direkt an der Siemensstraße und können bei einer angrenzenden
Zaunlänge von ca. 30 Metern die Situation recht genau beschreiben und das nun
schon seit über 10 Jahren:
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1. Das Verkehrsaufkommen ist tageszeitabhängig recht unterschiedlich. Mehr
Verkehr herrscht vor Arbeitsbeginn, zu jedem Schichtwechsel und zu Ge-
schäftsschluss.

2. Die Siemensstraße ist eine von Radfahrern und Fußgängern recht frequen-
tierte Straße, so wie bei keiner anderen Straße dieser Breite.

3. Die Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h besteht schon etliche Jahre,
das Problem dabei ist, dass diese Regelung, ebenso wie die derzeitige von
Herrn Edtmayer durchgesetzte Anliegerregelung, viele Autofahrer nicht inte-
ressiert.

4. Der Straßenlärm ist insbesondere in der Nacht und am frühen Morgen enorm.

5. Bei sich begegnendem Verkehr herrscht bei trockener Witterung oft eine un-
erträgliche Staubentwicklung, da das Bankett im Rahmen der Verkehrssiche-
rungspflicht durch Mitarbeiter der Stadt Traunreut regelmäßig mit Staufenkies
aufgefüllt werden muss.

6. Die Siemensstraße ist unbeleuchtet, hat keinerlei Ausweichbuchten ge-
schweige denn Ausweichmöglichkeiten für alle „schwächeren“ Verkehrsteil-
nehmer.

Zu all diesen Punkten möchte ich anmerken:

 Das Verkehrsaufkommen lässt darauf schließen, dass es sich bei einer Viel-
zahl der Autofahrer um Beschäftigte der nahegelegenen Gewerbe- und In-
dustriebetriebe handelt. Auch Autofahrer, welche vom Einkaufen kommen
nutzen die Siemensstraße gern als ‚Abkürzung‘. Kraftfahrzeuge mit allen an-
deren Kennzeichen als ‚TS‘ werden häufig gesichtet! Sicherlich wird auch ei-
ne Vielzahl von Fahrzeuglenkern von ihrem Navi auf kürzestem Weg über
die Siemensstraße geleitet. Sinn und Zweck des Kreisverkehrs und der Neu-
anlegung der TS 49 war es doch, den Verkehr im vernünftigen Rahmen zu
kanalisieren? Da wundere ich mich schon, dass auf der TS 49 keine Abbie-
gespur für die Siemensstraße eingerichtet wurde. Ich habe selbst schon
mehrfach beobachtet, dass es zwischen zwei hintereinander fahrenden
PKWs zu Konflikten kam, weil der offensichtlich ‚anliegende‘ Vordermann
plötzlich bremste, um in die Siemensstraße abzubiegen.

 Fußgänger und Radfahrer haben auf der Siemensstraße oft ihre liebe Not mit
den Autofahrern. Das beobachten wir von unserem Grundstück aus regel-
mäßig. Es ist eigentlich ein Wunder, dass es noch zu keinerlei Unfällen mit
Verletzungsfolgen gekommen ist. Die Radfahrer und Fußgänger stammen
neben den Einheimischen aus dem gesamten Umkreis. Bei Gesprächen am
Zaun erfahren wir immer wieder, dass eine derartige Verkehrssituation ihres
gleichen sucht.

 Die schon lange bestehende Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h
wird oft nicht eingehalten. Wenn es dunkel ist, fahren einige Verkehrsteil-
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nehmer besonders sportlich. Das ist ja auch kein Problem, schließlich ermög-
licht das der barrierefreie Straßenverlauf. Darüber hinaus scheint allgemein
bekannt zu sein, dass die Geschwindigkeit hier nicht kontrolliert wird. Das
Fahrverbotsschild, egal ob ‚Anlieger frei‘, schert die Allerwenigsten. Bei bei-
den Rechtsverstößen kann man nur Ignoranz oder Unkenntnis der Verkehrs-
zeichen unterstellen. Beides ist schlimm genug.

 Der Straßenlärm betrifft sicherlich eher die unmittelbaren Anlieger der Stra-
ße, aber auch Anwohner in ‚zweiter Reihe‘. Die Anzahl der Fahrzeuge und
die häufig überhöhte Geschwindigkeit sind daran schuld.

 Die Staubentwicklung bei sich begegnenden oder ausweichenden Fahrzeu-
gen ist für uns ein besonderes Ärgernis. Ich habe deshalb begonnen, zur
Siemensstraße hin eine Hecke zu pflanzen. Ein Aufenthalt im Garten oder
auf der Terrasse wird schnell eine staubige Angelegenheit. Es ist dann auch
nicht mehr möglich, die Wäsche draußen zu trocknen. Derartige Zustände
sind mir bisher noch nirgendwo untergekommen. Hier sollte meiner Meinung
nach das Verursacherprinzip Beachtung finden.

 Zur fehlenden Beleuchtung und den mangelnden Ausweichmöglichkeiten
brauche ich nicht viel zu sagen. Wir benutzen deshalb die Siemensstraße zu
Fuß oder mit dem Fahrrad in der Dunkelheit gar nicht, tagsüber nur dann,
wenn jede andere Lösung die deutlich schlechtere ist.

Es geht bei unserem Anliegen nicht darum, irgendwelche Hinterlieger zu benach-
teiligen. Ein Gewohnheitsrecht zu legalisieren kann aber auch kein ernsthafter
Lösungsansatz sein. Die bedingungslose Öffnung der Siemensstraße wäre rück-
sichtslos und verantwortungslos. Es wäre schön, wenn die unmittelbar betroffe-
nen Bürger stärker in die Problemlösung eingebunden würden.

Wir danken Ihnen für Ihre Bemühungen und hoffen, dass es für alle Betroffenen
zu einer vernünftigen Lösung des Problems kommt.“

Am 17.11.2016 ging bei der Stadtverwaltung eine weitere Unterschriften-
liste mit der Forderung ein, die Sperrung der Siemensstraße „für den all-
gemeinen Straßenverkehr“ beizubehalten und die Beschlüsse des Haupt-
ausschusses vom 13.10.2016 aufzuheben. Weiterer Text dieser Bürgerpeti-
tion:

„Wie Sie der Unterschriftenliste entnehmen können, haben sich die Anwohner
der Siemensstraße gemeinsam entschieden:

Kein „Berufsverkehr“ ab 5 Uhr 30, keine „Abkürzer“ und keine „Zahlenblinden“ die
ein 30er Schild für die Altersangabe eines Geburtstagskindes halten.
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Wir als Anwohner der Siemensstraße, möchten im Rahmen des Möglichen vor-
rangig über unsere Straße bestimmen dürfen.
Es kann nicht sein, dass „Hinz und Kunz“ von Irgendwo (…………...) mehr Gehör
finden als wir, die Betroffenen.

Entscheiden Sie daher im Sinne der Anwohner!“

Außerdem liegt von der BL-Stadtratsfraktion (Telefax vom 17.11.2016)
folgendes Antragsschreiben vor:

„Namens der Fraktion der Bürgerliste Traunreut e.V. bitte ich Sie, unter dem vor-
genannten TOP folgenden Antrag zur Abstimmung zu stellen:

„Auf der Siemensstraße wird für jeden Abschnitt, der nach der Einfahrt des
Anwesens Siemensstraße 15 in diese Straße beginnt, bis zu deren Einmün-
dung in die TS 42 statt des Verkehrszeichens „Anlieger frei“ das Verkehrs-
zeichen 260 „Verbot für Krafträder und mehrspurige Kraftfahrzeuge“ mit dem
Zusatzzeichen 1026-36 (Landwirtschaftlicher Verkehr frei) angebracht. Zu-
sätzlich soll es eine Ausnahmegenehmigung nach § 46 StVO Abs. 1 Nr. 11
für Anlieger und Anwohner im Bereich Schillerstraße/Ostlandstraße geben,
mit der ihnen auf Antrag die Benutzung der Siemensstraße ermöglicht wird.“

Begründung:

Mit dieser Lösung wäre der Durchgangsverkehr unterbunden. Anwohner im Be-
reich Schiller- und Ostlandstraße, bei denen weiter das – illegale – Durchfahren
der Straße geduldet werden sollte, könnten dies nun mit der Ausnahmegenehmi-
gung legal tun und würden nicht mehr Gefahr laufen, angezeigt zu werden. Die
Polizei kann zukünftig den legalisierten geringen Anliegerverkehr (mit Ausweis-
dokument) vom illegalen Durchgangsverkehr unterscheiden.

Für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung wäre die Stadt Traunreut zustän-
dig.“

Zu dem Antrag der BL-Fraktion hat der Sachbearbeiter Verkehr der Polizei
im Landkreis Traunstein, Herr PHK Johann Mayer, folgende Stellungnahme
abgegeben (Email vom 18.11.2016):

„Ich verweise zunächst auf meine an Sie übermittelte polizeiliche Einschätzung
vom 02. Oktober 2014 (sh. Anlage „14 Traunreut Siemensstraße).
Aus polizeilicher Sicht bleibt diese Einschätzung bestehen. Dies heißt, aus den
damals geschilderten Gründen wird empfohlen, die Siemensstraße zwischen
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Ostlandstraße und Kreisstraße TS 49 in beiden Richtungen mittels Zeichen 260
zu sperren, mit dem Zusatzzeichen „Landwirtschaft frei“.

Sollte die Stadt Traunreut der Auffassung sein, es sei für die Bürger aus den an-
liegenden Siedlungsstraßen nicht zuzumuten, mit Kraftfahrzeugen die Strecke
über die Kreisstraße und den Kreisverkehr Oderberg zu nehmen, so wird emp-
fohlen, dann gleich auf jegliche Sperrung zu verzichten.

Erfahrungen andernorts zeigen, dass Verkehrsregelungen, je differenzierter sie
gestaltet werden, in der Praxis umso schlechter umsetzbar sind. Verkehrsrechtli-
che Regelungen sind gut, wenn sie neben ihrem Hauptzweck „Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs“ auch nachvollziehbar und vor allem einfach und un-
kompliziert sind. Das Zusatzzeichen „Anlieger frei“ ebenso wie eine eventuelle
Variante mittels Ausnahmegenehmigungen für Anlieger machen die Regelung für
die Bürger unklar bzw. lassen die behördlichen Entscheidungen intransparent
wenn nicht sogar willkürlich erscheinen. Vor allem haben sie zur Folge, dass eine
polizeiliche Kontrolle mit vernünftigem Aufwand nicht möglich ist.

(Anlage vom 02. Oktober 2014):
Die Sperrung der Siemensstraße für Kraftfahrzeuge wird seit Jahren im Stadtrat
diskutiert und immer wieder bei Verkehrsschauen behandelt. Grund sind nach
meiner Kenntnis der Wunsch der Anlieger nach Verkehrsberuhigung, der viele
Durchgangs-Verkehr durch Auswärtige und die Konfliktsituation auf der Sie-
mensstraße zwischen den zahlreichen Radfahrern und Fußgängern einerseits
und dem Kfz-Verkehr andererseits.
Es ist aus menschlicher Sicht verständlich, dass die älteren Bewohner von
Traunwalchen gerne ihre altgewohnten Wege beibehalten würden. Andererseits
muss man feststellen, dass der Umweg über die Schillerstraße, Kreisstraße und
den Kreisverkehr bis zur Einmündung der Siemensstraße in die TS 49 weniger
als 400 Meter beträgt. Dies ist mit dem Auto ohne weiteres zumutbar. Mit dem
Fahrrad kann man die Siemensstraße ja weiterhin befahren.
Vom Sicherheitsgedanken her ist die Fahrstrecke über den Kreisverkehr gegen-
über der Einmündung Siemensstraße/TS 49 auf jeden Fall vorzuziehen. Im
Kreisverkehr gibt es kein Linkseinbiegen bzw. Linksabbiegen und es ist mittler-
weile generell anerkannt, dass die Unfallhäufigkeit und Unfallschwere an Kreis-
verkehren erheblich unter derjenigen von herkömmlichen Einmündungen liegt.
Eine Freigabe der Siemensstraße für Anlieger würde der Nutzung durch jeder-
mann wieder Tür und Tor öffnen. Eine polizeiliche Kontrolle ist hier erfahrungs-
gemäß sehr schwer. Es würde sich auch schnell die Frage stellen, wer überhaupt
Anlieger ist. Die Bewohner der Schillerstraße würden wohl eindeutig nicht dazu
gehören.
Aus den genannten Gründen empfehle ich aus polizeilicher Sicht die Sperrung
der Siemensstraße durch Zeichen 260 (Verbot für Krafträder und mehrspurige
Kraftfahrzeuge) mit dem Zusatzzeichen 1026-36 (landwirtschaftlicher Verkehr
frei).“
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Stellungnahme der Stadtverwaltung:
Aufgrund der jahrelangen Diskussion und diverser Ortsbesichtigungen sowie
Verkehrsschauen hält die Stadtverwaltung einen erneuten Vor-Ort-Termin für
nicht notwendig. Die Angelegenheit sollte nun endlich entschieden werden.

Es ist nun zu beschließen, ob der Stadtrat die Hauptausschussbeschlüsse vom
13.10.2016 aufhebt. Stimmt der Stadtrat für die Aufhebung, so bleibt es bei der
Sperrung für den Kfz-Verkehr, wobei dann über das Zusatzschild „Anlieger frei“
bzw. „Landwirtschaftlicher Verkehr frei“ gesondert zu entscheiden ist.

Bestätigt der Stadtrat hingegen die Hauptausschussbeschlüsse vom 13.10.2016,
so wird damit die Sperrung aufgehoben und eine Geschwindigkeitsbeschränkung
auf 30 km/h festgelegt.

In Ergänzung dazu ist dann über den Antrag der BL-Fraktion bezüglich der Aus-
nahmegenehmigungen abzustimmen.

Sollte dem Vorschlag der BL-Stadtratsfraktion bezüglich der Gewährung von
Ausnahmegenehmigungen zugestimmt werden, sind zudem folgende Festlegun-
gen zu treffen:
1. Werden die Ausnahmegenehmigungen für Fahrzeuge oder Personen ausge-
stellt.
2. Wie lange ist die Geltungsdauer der Ausnahmegenehmigungen (bis zu 3 Jah-
ren).
3. Wie hoch ist die Verwaltungsgebühr für die Ausnahmegenehmigungen (lt. Ge-
bührenverzeichnis für Maßnahmen im Straßenverkehr mindestens 10,20 €,
höchstens 767,-- €).

Mit Telefax von heute hat die BL-Stadtratsfraktion ihren Antrag ergänzt und
den Beschlussvorschlag wie folgt neu gefasst:

Abstimmung in folgender Reihenfolge:

„1. Alternative
Der Stadtrat hebt die Hauptausschussbeschlüsse vom 13.10.2016 auf. Auf der
Siemensstraße wird statt des bisherigen Verkehrszeichens „Anlieger frei“ für je-
nen Abschnitt, der nach der Einfahrt des Anwesens Siemensstraße 15 in diese
Straße beginnt, bis zu deren Einmündung in die TS 49 das Verkehrszeichen 260
„Verbot für Krafträder und mehrspurige Kraftfahrzeuge“ mit dem Zusatzzeichen
1026-36 (Landwirtschaftlicher Verkehr frei) angebracht. Zusätzlich soll es eine
Ausnahmegenehmigung nach § 46 StVO Abs. 1 Nr. 11 für Anlieger und Anwoh-
ner der Eschenauer-, Ostland-, Schiller,- Siemens- und Sudetenstraße geben,
mit der ihnen auf Antrag die Benutzung der Siemensstraße ermöglicht wird.

2. Alternative
Die Hauptausschussbeschlüsse vom 13.10.2016 werden nicht aufgehoben.
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3. Alternative
Der Stadtrat hebt die Hauptausschussbeschlüsse vom 13.10.2016 auf. Dem An-
trag von Herrn Schwab auf Sperrung der Straße mit dem Zusatz „Landwirtschaft
frei“ (Verkehrszeichen 260 mit Zusatzzeichen 1026-36) wird zugestimmt.“

Anmerkungen der Stadtverwaltung zur Antragsergänzung der BL-
Stadtratsfraktion:

Die Ausdehnung der Möglichkeit eine Ausnahmegenehmigung auf die Anwohner
der nun zusätzlich genannten Straßen ist aus Gründen der Gleichbehandlung
zwingend erforderlich. Von der Ausnahmeregelung betroffen sind nach den Er-
kenntnissen der Stadtverwaltung bei 189 gemeldeten Einwohnern insgesamt
knapp 100 Kraftfahrzeuge.

Die BL-Fraktion schlägt zudem eine andere Abstimmungsreihenfolge als die
Stadtverwaltung vor. Zum Vergleich:

BL-Fraktion:
1. „Kompromissvorschlag“ der BL-Fraktion: Sperrung der Siemensstraße mit
Schild „Landwirtschaftlicher Verkehr frei“ und mit Ausnahmegenehmigungen für
Anwohner.
2. Komplette Öffnung der Siemensstraße.
3. Sperrung mit Zusatzschild „Landwirtschaftlicher Verkehr frei“ ohne Ausnahme-
genehmigung.

Stadtverwaltung:
1. Komplette Öffnung der Siemensstraße.
2. Sperrung für den KFZ-Verkehr mit Zusatzschild landwirtschaftlicher Verkehr
frei ohne Ausnahmegenehmigung.
3. Sperrung für den KFZ-Verkehr mit Zusatzschild landwirtschaftlicher Verkehr
frei mit Ausnahmegenehmigungen.

für

13
gegen

12 Beschluss:

Es wird in der von der BL-Fraktion vorgeschlagenen Reihenfolge abgestimmt.

für

14
gegen

11 Beschluss:

Der Stadtrat hebt die Hauptausschussbeschlüsse vom 13.10.2016 auf. Auf der
Siemensstraße wird statt des bisherigen Verkehrszeichens „Anlieger frei“ für je-
nen Abschnitt, der nach der Einfahrt des Anwesens Siemensstraße 15 in diese
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Straße beginnt, bis zu deren Einmündung in die TS 49 das Verkehrszeichen 260
„Verbot für Krafträder und mehrspurige Kraftfahrzeuge“ mit dem Zusatzzeichen
1026-36 (Landwirtschaftlicher Verkehr frei) angebracht. Zusätzlich soll es eine
Ausnahmegenehmigung nach § 46 StVO Abs. 1 Nr. 11 für Anlieger und Anwoh-
ner der Eschenauer-, Ostland-, Schiller,- Siemens- und Sudetenstraße geben,
mit der ihnen auf Antrag die Benutzung der Siemensstraße ermöglicht wird.

Die Abstimmung über weitere Alternativen hat sich damit erledigt.

Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Die Ausnahmegenehmigungen werden für Fahrzeuge der Anwohner jeweils gül-
tig für ein Kalenderjahr ausgestellt. Die Gebühr wird auf 50,-- € je Ausnahmege-
nehmigung festgesetzt.

für

19
gegen

6 Beschluss:

Der o.g. Beschlussvorschlag der Verwaltung wird abgelehnt.

Nachfolgend stellten verschiedene Stadtratsmitglieder Anträge bezüglich der
Verwaltungsgebühr und der Geltungsdauer der Ausnahmegenehmigung über die
der Stadtrat wie folgt entschied:

für

17
gegen

8 Beschluss:

Der Vorschlag, eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 10,20 € bei einer auf jeweils
1 Jahr begrenzten Geltungsdauer für die Ausnahmegenehmigungen zu erheben,
wird abgelehnt.

für

14
gegen

11 Beschluss:

Der Vorschlag, die Ausnahmegenehmigungen mit einer Geltungsdauer von 3
Jahren auszustellen und dafür einen Pauschbetrag in Höhe von 20,-- € zu ver-
langen, wird abgelehnt.

für

14
gegen

11 Beschluss:

Die Ausnahmegenehmigungen werden für Fahrzeuge der Anwohner jeweils gül-
tig für 3 Kalenderjahre ausgestellt. Die Gebühr wird auf 25,-- € je Ausnahmege-
nehmigung festgesetzt.
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3. Bürgerpetition zur möglichen Erweiterung des Baugebietes
„Traunfeld“ in Stein a.d. Traun

Text der Bürgereingabe vom 24.10.2016:

„Sehr geehrter Herr Bürgermeister Ritter,
sehr geehrte Damen und Herren des Stadtrats,

der Grundstückseigentümer von Traunfeld 3 hat Antrag gestellt, die Grundstücks-
fläche, die derzeit landwirtschaftlich genutzt wird, um zwei Häuserzeilen als
Wohngebiet auszuweisen und damit die Siedlung zu vergrößern.

Grundsätzlich stehen wir Bewohner der bestehenden Traunfeldsiedlung einer
Erweiterung des Baugebietes positiv gegenüber. Jedoch stellen wir aus unten
genannten Gründen die Forderung nach einer zweiten Ein- und Ausfahrt für al-
le Bewohner der Traunfeldsiedlung zur B 304.

Sollte keine zweite Ein- und Ausfahrt möglich sein, so sprechen wir uns
gegen eine Bebauung von Traunfeld 3 aus.

Begründung:

 Die genaue Vorhersage des Bevölkerungszuwachses durch die Erweiterung
von Traunfeld 3 lässt sich schwer einschätzen.

Tatsache ist jedoch, dass jede Familie, die ins neue Baugebiet zieht, mindestens
ein Fahrzeug besitzt. Sind beide Elternteile berufstätig, was heutzutage die Regel
darstellt und auch bereits die Kinder, so sind die Dimensionen um ein Vielfaches
erhöht.

Damit steigt der Verkehr zusätzlich – insbesondere zu den Hauptverkehrszeiten
frühmorgens und abends.

Jetzt schon ist der Verkehr im Wohngebiet rasant gestiegen und wird bei einer
Ausweisung von Traunfeld 3 deutlich zunehmen, insbesondere zu den ‚rush
hours‘. (Es ist zu erwarten, dass heutzutage pro Wohneinheit mind. 2 Autos ge-
braucht werden. Tendenz steigend! Man ist in dieser Siedlung auf einen Pkw an-
gewiesen → mind. ca. 50 Autos mehr bei 16 Einfamilienhäusern und 2 Wohnblö-
cken). Bestehende Verkehrsprobleme werden sich an den bereits beste-
henden Engstellen gravierend verschärfen:

 Die Straßen im Traunfeld 1 – Gebiet (d.h. Bahnhofstraße und Traunfeldstraße
bis zur Querstraße Graf-Toerring) entsprechen nicht mehr den Anforderungen
der heutigen Zeit! Es existieren zu enge Straßen OHNE BÜRGERSTEIG. Wohin
sollen die Fußgänger aufgrund der schmalen Straßenbreite?

Es können keine Bürgersteige mehr angebracht werden.

Straßenbreite Bahnhofstraße: 5,50 m.
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Straßenbreite Traunfeldstraße: 5,40 m.
Straßenbreite Bahnübergang: (siehe Markierungen: 5 m).

Noch dazu muss erwähnt werden, dass in der Bahnhofstraße/Traunfeld 1 sogar
die Straßenbeleuchtungsmasten im Lichtraum der Straße gebaut sind, wodurch
sich diese nochmals verengt (um 20 – 25 cm). Die montierten Hinweisschilder in
ca. 2 m Höhe unterhalb der Beleuchtungskörper stehen mit den Dreieckenden
zusätzlich in die Fahrbahn und zwingen alle Fahrzeuge, die höher als 2 m sind
(z.B. DPD, GLS, UPS usw.) zum Stehenbleiben (Vorschrift!) und anschließen-
dem Ausweichen in die Fahrbahnmitte/Gegenverkehr!

 Hohe tägliche Gefährdung von Schulkindern (die gern nebeneinander gehen),
von Müttern mit Kinderwagen, Senioren mit Hilfsmitteln, Radlfahrern jeglichen Al-
ters und Fußgängern an den unübersichtlichen Engstellen, Kurvenverläufen und
Einmündungen! Ungeschützte Situation u.a. morgens, wenn großes Verkehrs-
aufkommen herrscht.

 Bei Schnee verschmälert sich die Straßenbreite im Traunfeld 1 nochmals ex-
trem und wird zu einer spiegelglatten Fläche, weil nicht gesalzen wird! Der
Schneepflug räumt eine mittige Spur, wodurch alle Fußgänger auf dieser Fahr-
bahn gehen/rutschen müssen (keine Streuung) und bei Verkehr rechts und links
in die angeräumten Schneehaufen ausweichen dürfen.

 Extreme Gefahrensituation in den Kurven der Traunfeldstraße und der Bahn-
hofstraße wegen Unübersichtlichkeit. Schlecht einsehbar steigt das Gefahrenpo-
tential enorm. Außerdem ‚hängt‘ die Traunfeldstraße auf eine Seite. Im Winter bei
Glatteis ist dies ohnehin absolut gefährlich.

 Viele alte Häuser haben nur 1 Garage. Damit sind viele Straßen als Stellplätze
zugeparkt (vor allem die Bahnhof- und Traunfeldstraße).

 Vollsperrung der Straßen wegen genannter Gründe bei großen Lastwägen,
die im Wohngebiet anliefern (Ölfahrzeuge/Möbelhaus-Anlieferungen).

 Großer bereits bestehender Fahrtenlauf durch Versorger ansässiger Firmen
wie Autohaus Neuhauser, Geyer, Gruchot, Gampert und Lehrbach (Drive-in)
aber auch durch Klärwerk, Müll, Post – Ups – Hermesversand

 Verschärfte Rückstaubildung an der Bahnschranke und der Kreuzung/B 304.

 Das gesamte bestehende Wohngebiet ist dauernd im Wandel. Es wird sich
weiterhin ‚verjüngen‘ (es gibt viele Häuser in der Traunfeldstraße, die über kurz
oder lang an jüngere Generationen weitergegeben werden) und somit steigt die
Verkehrsbelastung auch ohne Bebauung von Traunfeld 3.

Zudem sind im jetzigen Wohngebiet mehrere Bauplätze noch nicht verbaut (süd-
lich der Bahnlinie, ehem. Gewerbegrundstück ‚Eder‘ sowie an der Traunfeldstra-
ße und Herzog-Nikolaus-Straße). Die Bebauung wurde jedoch jetzt freigegeben,
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d.h. auch ohne Traunfeld 3 ergeben sich somit mehr als 14 Wohneinheiten
zusätzlich!

Wir bitten um die notwendige Für- und Vorsorgeverpflichtung der Stadt
bzgl. uns Bewohnern von Traunfeld 1 und 2.

Auch die nachfolgenden Gründe werden von uns Bürgerinnen und Bürger des
bestehenden Wohngebiets im Traunfeld mit über 95 Prozent durch unsere Un-
terschrift dokumentiert (siehe Anlage):

 Die Straße über den Bahnübergang beim Autohaus Neuhauser ist die einzi-
ge sehr enge An- und Ausfahrt zur gesamten Traunfeldsiedlung.

 Es gab bereits mehrere Tagesvollsperrungen wegen Baumaßnahmen im Be-
reich des Bahnübergangs. Gleiches gilt auch infolge bereits gewesenen und
zukünftig zu erwartenden Unfällen im Bereich des Bahnübergangs. Versor-
gunsfahrzeuge können in diesem Fall die Wohnsiedlung nicht erreichen.
Gleiches gilt für die Bewohner.

 Eine Beschrankung/Beampelung des Bahnübergangs ist unseren Erachtens
aufgrund der Nähe zur B 304 kaum möglich und nicht zielführend. Dadurch
wird der Verkehr nicht weniger, im Gegenteil. Es bildet sich noch mehr Rück-
stau, gerade im Hinblick auf das vorhandene Gewerbe (Fa. Neuhauser, Fa.
Geyer, Lehrbach) ist dies untragbar. Auch die Situation des Übergangs als
‚Flaschenhals‘ wird damit nicht entschärft.
Bereits 2014 hat ihr Fraktionskollege, Herr Biermeier, den Antrag auf Be-
schrankung gestellt.

 Durch den Drive-in beim Lehrbach ist die Zufahrt zur B 304 jetzt schon durch
undiszipliniertes Fahren gefährlich.

 Es ist von einer mehrjährigen Bauphase im neuen Baugebiet auszugehen.
Probleme mit den Baufahrzeugen an den zusätzlichen Engstellen → Gefahr 
für Gegenverkehr, Fußgänger/Kinder sowie:

 Abnutzung und Beschädigung der Bahnhofstraße und Traunfeldstraße
während der Bauphase durch den Baufahrzeugverkehr (Die Bauphase be-
trägt mind. 5 Jahre).

Bereits vor 15 Jahren hat die Stadt bei der Antragstellung zur Ausweisung des
Baugebiets in nämlicher Größe eine zusätzliche An- und Ausfahrt zur B 304 ge-
fordert. Da jedoch für die Bevölkerung einer Straßenzeile die zusätzliche An- und
Ausfahrt nicht kostenverträglich war, hat die Stadt Traunreut von sich aus das
gesamte Traunfeld überplant. Die Stadt wollte damit erreichen, dass die Kosten
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für die zusätzliche An- und Ausfahrt auf das gesamt mögliche Neubaugebiet um-
gelegt werden.

Die Baulandpreise waren wegen Ausweisung dieses Baugebietes aber trotzdem
nicht konkurrenzfähig.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Ritter,
sehr geehrte Damen und Herren des Stadtrats,

wir bitten Sie, sich mit all Ihrer Kraft, dafür einzusetzen, dass eine zweite
Zu- und Abfahrt geschaffen wird.

Wir bitten Sie darum, insbesonders im Bewusstsein dessen, dass sehr vie-
le Bürgerinnen und Bürger aus Stein Sie zum Bürgermeister gewählt ha-
ben. Eine Entscheidung ‚über die Köpfe der Traunfeld-Bevölkerung hinweg‘
würde seine Konsequenzen für die Bürger nach sich ziehen.

Ein direkter Vergleich mit dem ‚Abdeckerfeld‘ ist nicht gegeben aus folgen-
den Gründen:

1) Im Traunfeld gibt es keine 2. Ausfahrt (wie die über die Poschmühle)

2) Im Traunfeld führt die einzige Ausfahrt in die Bundesstraße.

3) Der Stauraum zw. Einfahrt zur Bundesstraße und Bahngleis ist we-
sentlich kürzer.

4) Die Straßenbreite ist geringer.

5) Im Traunfeld gibt es Gewerbebetriebe.

Aus all diesen genannten Gründen fordern wir Bürger zeitnah eine Bürger-
versammlung zu diesem Thema sowie eine Verkehrsschau zur ‚Rush hour‘
im Beisein vom Straßenbauamt / Traunstein, dem Verkehrsreferenten Hr.
Gorzel, der Polizei und dem gesamten Stadtrat.
Wir bitten um zeitnah, so dass keine Fristen versäumt werden und der Mög-
lichkeit der Anhörung/Einbeziehung der Anwohner.

Bitte teilen Sie uns mit, wann und wo zeitnah sowohl eine Bürgerversamm-
lung als auch eine Verkehrsschau wie oben gefordert, stattfinden.“

Stellungnahme der Stadtverwaltung:
Bereits beim ersten Abschnitt der Erweiterung des Baugebietes „Traunfeld“ wur-
de 1988 von den Anwohnern per Unterschriftenliste eine zusätzlich Anbindung
an die B 304 gefordert. Nachdem zwischenzeitlich der durch Entscheidung des
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs für ungültig erklärte Bebauungsplan neu
aufgestellt werden musste, wurde im Rahmen der Neuaufstellung geprüft, ob ei-
ne zweite Zufahrt möglich ist. Im Rahmen der 7. Änderung des Flächennut-
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zungsplanes beschloss der Stadtrat am 22.09.1994 eine zusätzliche Erweiterung
des Baugebiets mit einem neuen Anschluss an die B 304.

Bei einem Besprechungstermin am 24.11.1995 erklärte die Regierung von
Oberbayern, dass eine zweite mit der Bahn höhengleiche Anbindung nicht ge-
nehmigungsfähig ist. Möglich wäre nur eine Über- oder Unterführung der Bahn
unter Auflassung des bestehenden Bahnübergangs sowie des Bahnübergangs
zum Anwesen „Waldburger“. Die Kosten wären in diesem Fall zu je einem Drittel
vom Bund, der Bahn und der Stadt zu tragen. In einem Schreiben vom
13.02.1996 bestätigt die Regierung von Oberbayern diese mündlich vorgetrage-
ne Auffassung wie folgt: „………….setzt zwingend voraus, dass der bestehende
Bahnübergang im Zuge der Bahnhofstraße beseitigt wird.“

Daraufhin hat die Stadtverwaltung eine Vorplanung für eine neue Anbindung des
„Traunfelds“ an die B 304 mit Unterführung der Bahn in Auftrag gegeben. Ergeb-
nis war eine Kostenschätzung über 5,5 Mio. DM.

Die Schloßbrauerei beauftragte in Folge dessen ein Planungsbüro mit einem
Verkehrsgutachten unter Berücksichtigung der räumlich maximal möglichen Er-
weiterung des Baugebiets. Aufgrund dieses Gutachtens stimmten die Untere
Verkehrsbehörde im Landratsamt, das Straßenbauamt Traunstein und die Bahn
der Erweiterung des Baugebietes unter Nutzung des vorhandenen Bahnüber-
gangs zu. Eine weitere Anbindung an die B 304 sei nicht erforderlich.

Auf Wunsch der Schloßbrauerei stellte der Stadtrat aber die Entscheidung über
eine neue Straßenanbindung mit Beschluss vom 19.09.2001 (bis heute) zurück.

Um den Wünschen der Anwohner entgegen zu kommen wäre neuerlich zu prü-
fen, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen die Bahn jetzt der Nutzung des
höhengleichen Bahnübergangs im Bereich des Ortsteils „Waldburger“ als Zwei-
terschließung für das „Traunfeld“ zustimmt. Zumindest theoretisch denkbar wäre
auch eine Verschiebung dieses Bahnübergangs in Richtung „Traunfeld“ unter
gleichzeitiger Auflassung des Fußgängerübergangs südöstlich des „Traunfelds“
aber unter Fortbestand des derzeitigen Bahnübergangs an der Bahnhofstraße.
Sollte nun doch diesbezüglich eine grundsätzliche Zustimmung der Bahn für eine
zweite Erschließungsstraße des „Traunfelds“ mit einer höhengleichen Querung
der Bahnlinie erreicht werden, so sind die damit verbundenen Kosten zu ermitteln
sowie die Zustimmung des Staatlichen Bauamtes Traunstein wegen der Anbin-
dung an die B 304 einzuholen, bevor der Stadtrat dann endgültig über die Maß-
nahme entscheidet.

Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Die Stadtverwaltung wird damit beauftragt, erneut Möglichkeiten einer
zweiten Anbindung des „Traunfelds“ an die B 304 unter Nutzung des höhenglei-
chen Bahnübergangs „Waldburger“ bzw. mit dessen Verschiebung und evtl. Ein-
bindung des bestehenden Fußgängerübergangs zu klären. Nach Vorliegen der
Ergebnisse entscheidet der Stadtrat über das weitere Vorgehen.
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für

25
gegen

0 Beschluss:

Die Stadtverwaltung wird damit beauftragt, erneut Möglichkeiten einer
zweiten Anbindung des „Traunfelds“ an die B 304 unter Nutzung des höhenglei-
chen Bahnübergangs „Waldburger“ bzw. mit dessen Verschiebung und evtl. Ein-
bindung des bestehenden Fußgängerübergangs zu klären. Nach Vorliegen der
Ergebnisse entscheidet der Stadtrat über das weitere Vorgehen.

4. Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 28.10.2016;
„Durchführung von Bürgerdialogen zu geplanten Wohnbaugebieten“

Schreiben der CSU-Fraktion vom 28.10.2016:

„Namens und im Auftrag der CSU-Fraktion im Stadtrat stellen wir folgenden An-
trag:

Die Verwaltung wird beauftragt, anlässlich des geplanten Baugebietes ‚Ab-
deckerfeld III‘ sowie der beantragten Erweiterung des Wohngebietes ‚Traunfeld‘
zwei Bürgerdialoge (kleine Bürgerversammlungen) zu organisieren. Die Veran-
staltungen sollen möglichst zeitnah stattfinden.

Begründung:

Die Bewohnerinnen und Bewohner der betroffenen Ortsteile sollten frühzeitig und
umfassend über die Verfahren zur Änderung bzw. Aufstellung der Bebauungs-
pläne für die genannten Wohngebiete informiert werden; lokale Medien und Par-
teiveranstaltungen können dies nicht leisten. Auch ist es hilfreich, wenn der
Stadtrat schon frühzeitig die Einwendungen der Anlieger hört, um im Fortgang
der Verfahren eine ordnungsgemäße Abwägungsentscheidung treffen zu kön-
nen.“

Stellungnahme der Stadtverwaltung:
Zu den beiden von der CSU-Fraktion angesprochenen Themenbereichen liegt
jeweils eine Bürgereingabe vor.

Bzgl. der Erweiterung des Baugebietes „Traunfeld“ in Stein a.d. Traun wird auf
TOP 3 der heutigen Sitzung verwiesen.

Zum Baugebiet „Abdeckerfeld“ in Sankt Georgen findet am 22.11.2016 bei Herrn
Landrat Walch nochmals ein Gespräch mit dem Kreisstraßenbauamt und der
Bahn wegen der Anbindung über die Straße zum Ortsteil Poschmühle statt.
Voraussichtlich am 12.12.2016 wird der Stadtrat über das Ergebnis dieser Be-
sprechung informiert. Dann entscheidet der Stadtrat über das weitere Vorgehen.
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In beiden Fällen steht also das letztendliche Verhandlungsergebnis insbesondere
mit der Bahn noch aus. Sobald die Abstimmung mit der Bahn endgültig geklärt ist
können die Planungen angepasst und dem Stadtrat sowie den Bürgern vorge-
stellt werden. Der Stadtrat entscheidet dann, ob die Baugebietsausweisungen
überhaupt weiter verfolgt werden.

Die Stadtverwaltung schlägt vor, bis dahin die Entscheidung über den Antrag der
CSU-Fraktion zurückzustellen.

Herr Stadtrat Schroll zog daraufhin den Antrag zurück.

5. Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich Klosterweg in
Hörpolding

Herr Stadtrat Dangschat ist während der Beratung und Abstimmung nicht im Sitzungssaal.

Der Klosterweg in Hörpolding ist bisher noch nicht erstmalig hergestellt. Er gehört
somit zu den sog. „Alt-Erschließungen“. Um die hierfür anfallenden Erschlie-
ßungsbeiträge abrechnen zu können, muss die Erschließung bis zum 31.03.2021
erfolgt sein.
Die Abrechnung der Erschließungsbeiträge hat auf Grundlage eines Bebauungs-
planes zu erfolgen. Der Klosterweg in Hörpolding liegt bisher nicht im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplanes. Daher ist es erforderlich, einen Bebauungsplan
aufzustellen.

Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Der Stadtrat beschließt die Aufstellung eines Bauungsplanes für den Bereich des
Klosterweges in Hörpolding.

für

10
gegen

1 Beschlussempfehlung:

Der Stadtrat beschließt die Aufstellung eines Bauungsplanes für den Bereich des
Klosterweges in Hörpolding.

für

24
gegen

0 Beschluss:

Der Stadtrat beschließt die Aufstellung eines Bauungsplanes für den Bereich des
Klosterweges in Hörpolding.
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6. Bebauungsplan zur Erweiterung des Gewerbegebietes „Äugelwald“ -
Aufstellungsbeschluss

Herr Stadtrat Dangschat ist während der Beratung und Abstimmung nicht im Sitzungssaal.

Die Stadt Traunreut beabsichtigt die südlich der alten Kreisstraße TS 49 gelege-
ne Teilfläche des Grundstücks Fl.Nr. 536/730, Gemarkung Traunreut, zu erwer-
ben.
Der Flächennutzungsplan weist dieses Grundstück als gewerbliche Baufläche
aus.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Äugelwald“ soll um
diese Fläche erweitert werden.

Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Der Stadtrat beschließt die Erweiterung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet
Äugelwald“ um die südlich der alten Kreisstraße TS 49 gelegene Teilfläche des
Grundstücks Fl.Nr. 536/730, Gemarkung Traunreut.

für

11
gegen

0 Beschlussempfehlung:

Der Stadtrat beschließt die Erweiterung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet
Äugelwald“ um die südlich der alten Kreisstraße TS 49 gelegene Teilfläche des
Grundstücks Fl.Nr. 536/730, Gemarkung Traunreut.

für

24
gegen

0 Beschluss:

Der Stadtrat beschließt die Erweiterung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet
Äugelwald“ um die südlich der alten Kreisstraße TS 49 gelegene Teilfläche des
Grundstücks Fl.Nr. 536/730, Gemarkung Traunreut.

7. Informationen zur Haushaltsplanung 2017

Die Eckwerte des Haushaltsentwurfs für 2017 werden vom Stadtkämmerer vor-
gestellt. Eine entsprechende Auflistung ist dieser Niederschrift als Anlage beige-
fügt.

Der Haushalt 2017 soll nach Vorberatung im Hauptausschuss am 06.12.2016
vom Stadtrat am 12.12.2016 verabschiedet werden.

Eine Beschlussfassung in der heutigen Sitzung ist nicht erforderlich.
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8. Information über eine aktuelle Entscheidung des Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshofes zu den Merkmalen der endgültigen Herstellung
von Erschließungsstraßen;
Folgerungen für die Stadt Traunreut

Nach einer aktuellen Entscheidung des Bayer. Verwaltungsgerichtshofs kommt
dem Straßenunterbau als Merkmal der endgültigen Herstellung keine Bedeu-
tung zu. Dies gilt selbst dann, wenn der Unterbau in der Erschließungsbeitrags-
satzung als Herstellungsmerkmal erwähnt ist. Die endgültige Herstellung ist erst
dann zu verneinen, wenn Mängel des Unterbaus die Gebrauchstauglichkeit der
Anlage ausschließen.

Es ist somit künftig lediglich zu prüfen, ob die (flächenmäßigen) Teileinrichtungen
die technischen Herstellungsmerkmale nach der maßgeblichen Satzungslage er-
füllen.

Der BayVGH begründet dies wie folgt:

Herstellungsmerkmale sollen es nach dem Gesetzeszweck den Beitragspflichti-
gen ermöglichen, durch einen Vergleich des satzungsmäßig festgelegten Bau-
programms mit dem tatsächlichen Zustand, in dem sich die gebaute Anlage be-
findet, ein Bild darüber zu verschaffen, ob die Anlage endgültig hergestellt ist o-
der nicht. Mit dieser auf Laien abstellenden Zielrichtung wäre es von vornherein
nicht zu vereinbaren, das Merkmal ‘technisch notwendiger Unterbau‘ in dem Sinn
zu verstehen, dass es um die Beachtung technischer Regelwerke ginge. Ent-
scheidend kann allenfalls sein, dass irgendein künstlich hergestellter Unter-
bau unterhalb der Oberflächenbefestigung vorhanden ist.

Ergebnis:
Durch die Rechtsprechung des BayVGH wird die abschließende rechtliche
Stellungnahme des Bayer. Innenministeriums zur beitragsrechtlichen Ab-
rechnung des Traunrings im Ergebnis bestätigt!

Wir können daher davon ausgehen, dass im Wesentlichen alle Straßen im
Stadtgebiet endgültig hergestellt sind (Diese Forderung wurde früher bei
Bürgerversammlungen immer gestellt). Die betreffenden Straßen sind aus
dem Anwendungsbereich des Erschließungsbeitragsrechts entlassen. Die
Einholung von Bodengutachten ist hierfür grundsätzlich nicht mehr erfor-
derlich.

Eine Beschlussfassung ist zu diesem TOP nicht erforderlich.
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9. Information über grundsätzliche Aussagen des Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshofes zur Zulässigkeit des Verzichts auf die Erhebung
von Straßenausbaubeiträgen anlässlich des Berufungsverfahrens der
Gemeinde Hohenbrunn

Mit Urteil vom 09.11.2016 hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH)
die Berufung der Gemeinde Hohenbrunn gegen ein Urteil des Verwaltungsge-
richts München vom 28. Oktober 2014 zurückgewiesen. Das Landratsamt
München hat zu Recht beanstandet, dass der Hohenbrunner Gemeinderat die
Aufhebung der gemeindlichen Straßenausbaubeitragssatzung beschlossen hat.

Nach dem Wortlaut des Kommunalabgabengesetzes „sollen“ für die Verbesse-
rung oder Erneuerung von Ortsstraßen Beiträge erhoben werden. Nach ständi-
ger Rechtsprechung des BayVGH habe „sollen“ grundsätzlich verbindlichen Cha-
rakter, es sei denn, es liege ein atypischer Ausnahmefall vor. Ob dies der Fall
sei, lasse sich nur im Einzelfall beurteilen. Von Bedeutung sei, dass die Gemein-
deordnung die Reihenfolge festlege, nach der sich Städte und Gemeinden ihre
erforderlichen Einnahmen zu beschaffen hätten. Hiernach seien Steuern und
Kredite gegenüber der Erhebung von Beiträgen nachrangig. Der Gesetzgeber
gehe insoweit von dem Grundsatz aus, dass derjenige, der durch eine kommuna-
le Einrichtung einen Sondervorteil erhalte – hier also der jeweilige Eigentümer
eines an der Straße gelegenen Grundstücks – die entstehenden Kosten in ver-
tretbarem Umfang tragen solle. Es verbleibe nur ein sehr begrenzter Bereich, in-
nerhalb dessen eine Gemeinde auf den Erlass einer Straßenausbaubeitragssat-
zung verzichten könne. Namentlich genüge es nicht, dass eine Gemeinde „haus-
haltsmäßig“ mehr oder weniger gut dastehe und sich den Beitragsausfall „finan-
ziell leisten“ könne. Eine atypische Situation komme vielmehr nur in Betracht,
wenn die Gemeinde die Reihenfolge der Einnahmequellen einhalte und trotz des
Beitragsverzichts sowohl die stetige Aufgabenerfüllung als auch die dauernde
Leistungsfähigkeit sichergestellt seien. In Betracht zu ziehen sei eine atypische
Situation ferner, wenn der Verwaltungsaufwand für die Beitragserhebung die Bei-
tragseinnahmen so wesentlich übersteige, dass durch den Verzicht auf die Bei-
tragserhebung die Einsparung von Kosten möglich sei.

Hinsichtlich Hohenbrunn liege keine atypische Situation vor. Der Haushalt der
Gemeinde sei auch mittelfristig nicht unerheblich kreditfinanziert. Zudem erziele
Hohenbrunn einen wesentlichen Teil seiner Einnahmen aus gemeindlichen
Steuern, insbesondere aus der Gewerbesteuer. Schließlich sei nicht ersichtlich,
dass die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen für die Gemeinde generell nur
defizitär durchgeführt werden könne. Durch den Verzicht auf deren Erhebung
verlagere Hohenbrunn die Finanzierung von Straßenbaumaßnahmen von den
Begünstigten auf die Allgemeinheit, insbesondere auf die Steuerpflichtigen. Dass
den Gemeinden gerade wegen des Nachrangs der Steuereinnahmen hinter den
Beitragseinnahmen in aller Regel der Verzicht auf eine Straßenausbaubeitrags-
satzung verwehrt sein dürfte, entspreche dem Zweck des Gesetzes.
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Der BayVGH hat die Revision gegen sein Urteil nicht zugelassen. Gegen die
Nichtzulassung der Revision kann beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig Be-
schwerde eingelegt werden.

Stellungnahme des Bayer. Gemeindetags:
„Art. 5 Abs. 1 Satz 3 Kommunalabgabengesetz (KAG) bestimmt, dass die Ge-
meinden für die Erneuerung und Verbesserung von Ortsstraßen Beiträge erhe-
ben sollen. Mit dem Urteil vom 09.11.2016 hat der Bayerische Verwaltungsge-
richthof (BayVGH) die bisherige Rechtsauffassung bestätigt, dass diese Soll-
Regelung – der BayVGH spricht von einem Soll-Befehl – grundsätzlich eine Bei-
tragserhebungspflicht bedeutet, es sei denn, es liege ein atypischer Ausnahme-
fall vor. Ob eine solche atypische Situation vorliege, ist im Einzelfall zu entschei-
den, wobei der Gemeinde insoweit kein Beurteilungsspielraum eingeräumt wird.
Ihre Einschätzung unterliegt in vollem Umfang der Nachprüfung durch die
Rechtsaufsichtsbehörde und die Gerichte.

Die Gemeindeordnung legt die Reihenfolge fest, nach der die Gemeinden Ein-
nahmen zu beschaffen haben. Hiernach sind Steuern und Kredite gegenüber
Beiträgen nachrangig. Eine atypische Situation könne daher nur dann in Betracht
kommen, wenn die Gemeinde die Reihenfolge der Einnahmequellen einhalte und
trotz Beitragsverzichts sie stetige Aufgabenerfüllung und die dauernde Leistungs-
fähigkeit sichergestellt sei. Daher kann zulässigerweise auf den Erlass einer
Ausbaubeitragssatzung nicht verzichtet werden, wenn die Gemeinde Kredite be-
ansprucht. ‚Etwas anderes ergibt sich weder aus einem überobligatorischen ho-
hen Rücklagenbestand noch daraus, dass die Rückführung der Kredite mit Blick
auf das gegenwärtige Zinsniveau wirtschaftlich unzweckmäßig wäre.‘ Außerdem
könne auch der Umstand, dass eine Gemeinde seit Jahren keine Schlüsselzu-
weisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs erhält, den Verzicht
auf Erlass einer Straßenausbaubeitragssatzung nicht rechtfertigen.

Das Gebot der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung kann nur im
Einzelfall dazu führen, dass auf die Abrechnung einer wenig kostenintensiven
Baumaßnahme bei besonders hohem Verwaltungsaufwand verzichtet werden
kann. Der BayVGH führt hieraus: ‚Jedenfalls ist aber nichts dafür ersichtlich, dass
die Klägerin die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen generell nur defizitär
vollziehen kann und deshalb ausnahmsweise (schon) vom Erlass einer entspre-
chenden Abgabensatzung absehen dürfte. Dass die möglichen Beitragseinnah-
men im Verhältnis zum Gesamtvolumen des Haushalts mehr oder weniger gering
sind, kann die Klägerin nicht vom Soll-Befehl des Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG ent-
binden. Das ist nicht etwa atypisch, sondern liegt in der Natur des Beitrags als
teilweise Aufwandserstattung für bestimmte Infrastrukturmaßnahmen.“

Stellungnahme von Herrn Rechtsanwalt Dr. Messerschmidt:
„Vielen Dank für Ihre E-Mail vom 09.11.2016 mit dem Urteil des Bayerischen
Verwaltungsgerichtshofs in der Sache Gemeinde Hohenbrunn. Die erhoffte –



Seite

Sitzungsniederschrift
Stadtrat 21.11.2016

783

aber wohl ohnehin kaum erwartete – große Sensation bleibt aus. Im Kern hält der
Bayerische Verwaltungsgerichtshof daran fest, dass die Formulierung ‚sollen‘ in
Art. 5 Abs. 1 S. 3 KAG im Regelfall als ‚müssen‘ zu verstehen ist. Dies soll nach
Auffassung des Senats auch aus verfassungsrechtlicher Sicht (Finanzhoheit der
Kommunen) unbedenklich sein (Rn. 40 des Urteils), da die Einschränkung inso-
weit nicht als unverhältnismäßig anzusehen wäre.

Das Gericht bestätigt allerdings auch, dass es trotzdem nicht ausgeschlossen ist,
in besonders gelagerten Einzelfällen einen Verzicht auf die Erhebung von Aus-
baubeiträgen für zulässig zu erachten. Insoweit knüpft das Gericht an die sich
aus früheren Entscheidungen ergebende Linie an, dass dies insbesondere bei
einer herausragenden Finanzlage denkbar wäre. Auch wenn insoweit betont
wird, dass letztlich die jeweiligen Einzelfallumstände maßgeblich sind, werden
die Voraussetzungen hierfür nun doch etwas genauer umrissen:

Ein maßgeblicher Aspekt soll dabei sein, inwieweit der Haushalt kreditfinanziert
wird (Rn. 43 des Urteils). Bejahendenfalls läge per se ein defizitärer Haushalt
vor, was zwangsläufig auch keinerlei Spielräume für einen Verzicht auf die Erhe-
bung von Straßenausbaubeiträgen zulasse. Insoweit waren die von der Gemein-
de Hohenbrunn vorgelegten Zahlen in der Tat nicht sonderlich günstig.

Besondere Bedeutung (Rn. 44 des Urteils) misst das Gericht auch der Frage zu,
in welchem Umfang Steuererhebungen erfolgen (wobei sich für mich aufgrund
des bekanntlich auch in unserem Verfahren vom Verwaltungsgericht thematisiert
Vergleichs mit den Durchschnittssteuersätzen für Grundsteuer und Gewerbe-
steuer durchaus der Eindruck ergibt, dass zumindest dieses Argument zwischen
Verwaltungsgericht und Verwaltungsgerichtshof wohl schon ‚intern‘ diskutiert
worden sein dürfte). Allerdings deutet meines Erachtens die Formulierung ‚weder
hat die Klägerin die Steuersätze (…) besonders niedrig festgesetzt, noch verfügt
sich aufgrund besonderer struktureller Gegebenheiten über außergewöhnlich
hohe Einnahmen vor allem aus Gewerbesteuer‘ darauf hin, dass durchschnittli-
che Steuersätze nach Auffassung des Senats zumindest kein zwingendes Aus-
schlusskriterium für eine ‚herausragende Finanzlage‘ sein müssen. Vielmehr
können wohl auch außergewöhnliche hohe Einnahmen vor allem aus der Ge-
werbesteuer aufgrund besonderer struktureller Gegebenheiten ebenfalls zu einer
herausragenden Finanzlage beitragen. Auch insoweit konnte die Gemeinde Ho-
henbrunn jedoch offensichtlich nichts vorweisen.

Das Gericht hält es neben einer herausragenden Finanzlage für denkbar, dass
sich ein Verzicht auf die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen auch im Falle
einer sogenannten ‚defizitären Beitragserhebung‘ rechtfertigen könne. Allerdings
macht der Senat deutlich, dass es sich dabei wohl eher um einen theoretischen
Fall handeln dürfte (Rn. 47 des Urteils).

Im Hinblick auf die Frage der Ermessenausübung betont das Gericht schließlich
(Rn. 51 ff.), dass die Rechtsaufsichtsbehörde grundsätzlich keine Verpflichtung
zur Beanstandung trifft, mithin kein Ermessensverstoß vorliegt, wenn fehlende
Satzungen bei anderen Gemeinden nicht beanstandet wurden. Interessant ist al-
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lerdings, dass dabei Erwähnung findet, dass das Landratsamt München angeb-
lich nach der Maßgabe handelt, ob eine Kommune eine Kreditaufnahme veran-
schlage; in diesem Fall werde bei fehlender Ausbaubeitragssatzung dann auch
beanstandet. Einen solchen gleichgelagerten Fall soll es im Landkreis München
allerdings bislang nicht gegeben haben.

Zusammengefasst ist also festzustellen, dass die Entscheidung des Bayerischen
Verwaltungsgerichtshofs letztlich keine neuen Gesichtspunkte hervorbringt, die
von uns noch für das Berufungszulassungsverfahren fruchtbar gemacht werden
könnten. Sämtliche vom Verwaltungsgerichtshof angeführten Aspekte, die für die
Beurteilung der Frage einer herausragenden Finanzlage bedeutsam sein kön-
nen, haben wir bereits im verwaltungsgerichtlichen Verfahren vorgetragen. Im
Hinblick auf die vom Verwaltungsgerichtshof betonte Einzelfallbeurteilung bleibt
also abzuwarten, wie die in unserem Fall gegebenen finanziellen Verhältnisse
bewertet werden. Zumindest insoweit ist meines Erachtens im Vergleich zur Ge-
meinde Hohenbrunn festzustellen, dass die vom Verwaltungsgerichtshof dort als
Ausschlussgrund angeführten Umstände für die Stadt Traunreut wohl nicht so
ohne weiteres zutreffen können. Ein kreditfinanzierter Haushalt lässt sich jeden-
falls nicht feststellen, ebenso wenig ein Schuldenstand. Auch die Rücklagen lie-
gen in deutlich höheren Regionen als bei der Gemeinde Hohenbrunn. Bezüglich
der Gewerbesteuereinnahmen ließe sich vielleicht sogar argumentieren, dass
diese bei der Stadt Traunreut einen außergewöhnlich hohen Anteil an den Ein-
nahmen ausmachen und auf strukturellen Besonderheiten beruhen (Sitz mindes-
tens eines äußerst umsatzstarken und weltweit tätigen Unternehmens). Im Hin-
blick auf die Ermessensausübung gibt es mit der Gemeinde Schnaitsee sogar ei-
nen Fall, der zwar nicht völlig gleichgelagert ist, aber doch eine gewisse Ver-
gleichbarkeit aufweist (das Landratsamt München hätte in dieser Situation an-
geblich beanstandet).

Letztlich bleibt also abzuwarten, wie sich der Bayerische Verwaltungsgerichtshof
zu unserem Berufungszulassungsantrag äußern wird. Meines Erachtens besteht
jedenfalls auch angesichts der nun bekannt gewordenen Entscheidung keine
Veranlassung, den Berufungszulassungsantrag sogleich zurückzunehmen.“

Stellungnahme der Stadtverwaltung:
Mit dem Urteil des BayVGH vom 09.11.2016 wurde die bisherige Rechtspre-
chung bestätigt. Aus dem Urteil bzw. der Begründung ergeben sich im Wesentli-
chen keine neuen Gesichtspunkte. Die Ausführungen des BayVGH sind de-
ckungsgleich mit der Begründung des Bayer. Verwaltungsgerichts München im
Urteil vom 10.05.2016 im Verwaltungsstreitverfahren der Stadt Traunreut gegen
den Freistaat Bayern. Insbesondere ergeben sich keine neuen Anhaltspunkte für
die Begründung der Zulassung beim VGH.

Das Urteil des VGH in Sachen Hohenbrunn ist seit 10.11.2016 samt Begründung
vollständig im RatsInfo der Stadt Traunreut eingestellt.
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Für die Stadtratssitzung am 12.12.2016 ist die Entscheidung darüber vorgese-
hen, ob das Berufungszulassungsverfahren fortgesetzt werden soll.

Derzeit wird das weitere Procedere für den Fall geprüft, dass der Stadtrat die
Rücknahme des Antrags auf Zulassung der Berufung beschließen sollte.

Bis dahin ist auch klar, ob die Gemeinde Hohenbrunn beim Bundesverwaltungs-
gericht Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision eingelegt hat
und/oder den Weg über die Verfassungsgerichtsbarkeit sucht.

Eine Beschlussfassung ist in der heutigen Sitzung nicht erforderlich.

10. Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogramms (LEP) – In-
formationen zum Sachstand

Bezüglich der Sachverhaltsdarstellung und der Beschlusslage wird auf die Nie-
derschriften zu den Sitzungen des Stadtrats vom 26.09. bzw. 20.10.2016 verwie-
sen.

Zwischenzeitlich hat der Landrat des Landkreises Altötting mit einem an das
Heimatministerium gerichteten Entwurf eines Schreibens in seiner Eigenschaft
als Vorsitzender des Regionalen Planungsverbandes Südostoberbayern u.a. fol-
gende Stellungnahme formuliert:

„Des Weiteren bildet Traunreut nach wie vor gemeinsam mit Trostberg ein Mittel-
zentrum. Damit sich die Mitte der Region Südostoberbayern auch in Zukunft be-
haupten und langfristig entwickeln kann, ist ein gemeinsames Oberzentrum mit
Traunstein und Traunreut bzw. ein gemeinsames Oberzentrum mit Traunstein,
Traunreut und Trostberg anzustreben.“

Im Übrigen begrüßt der Regionale Planungsverband Südostoberbayern die Auf-
nahme u.a. von Traunreut in den Raum mit besonderem Handlungsbedarf.

Auf Einladung von Herrn Landrat Walch fand am 09.11.2016 eine Besprechung
mit Herrn Oberbürgermeister Kegel und Herrn ersten Bürgermeister Schleid statt.
Herr Kegel machte darauf aufmerksam, dass die Stellungnahme des Regionalen
Planungsverbandes mit der Stadt Traunstein nicht abgesprochen sei und Traun-
stein damit nicht einverstanden ist. Die Stadt Traunstein ist gegen ein gemein-
sames Oberzentrum Traunstein – Traunreut und auch gegen ein gemeinsames
Oberzentrum Traunstein - Traunreut – Trostberg. Traunstein befürwortet aus-
drücklich die jetzt in der Fortschreibung zum Landesentwicklungsprogramm vor-
gesehene Einstufung.
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Die Stadt Trostberg lehnt nach wie vor die Bildung eines gemeinsamen Ober-
zentrums Traunstein – Traunreut – Trostberg ab. Auch die von Herrn Landrat
Walch ins Gespräch gebrachte Aufstufung des gemeinsamen Mittelzentrums
Traunreut – Trostberg zum gemeinsamen Oberzentrum ist für Trostberg keine
Option. Trostberg stimmt also, wie Traunstein, der im LEP-Entwurf vorgesehenen
Einstufung ausdrücklich zu.

Herr erster Bürgermeister Ritter hat zwischenzeitlich das Heimatministerium im
Rahmen einer förmlichen Stellungnahme über die Beschlussfassung des Stadt-
rats vom 20.10.2016 sowie über das Ergebnis des Gespräches mit Traunstein
und Trostberg informiert und erklärt, dass Traunreut selbstverständlich die Ent-
scheidungen der beiden Nachbarstädte respektiert, aber trotz allem die Auswei-
sung als Oberzentrum beantragt.

Eine Beschlussfassung ist zu diesem TOP nicht erforderlich.

11. Antrag der FW-Stadtratsfraktion vom 08.11.2016;
Sachstandsbericht zum Verkehrsknoten Sankt Georgen

Schreiben der FW-Stadtratsfraktion vom 08.11.2016:

„Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

nachdem der Startschuss für den Aubergtunnel in Altenmarkt gefallen ist und die
Rodung bereits erfolgte wird die Baumaßnahme zum Jahresbeginn 2017 erfol-
gen.

Wie entwickelt sich nun der zeitliche Ablauf und wie ist der aktuelle Planungs-
stand für den Verkehrsknoten Sankt Georgen.

Im Namen der FW-Fraktion beantrage ich deshalb einen aktuellen Sachstands-
bericht von Herrn König in der Stadtratssitzung im Januar 2017.

Ich bedanke mich für Ihre Unterstützung.“

Stellungnahme der Stadtverwaltung:
Der nächstmögliche Termin für einen Sachstandsbericht zum Verkehrsknoten in
Sankt Georgen ist die Stadtratssitzung am 16.02.2017. Das Staatliche Bauamt
Traunstein hat diesen Termin bereits bestätigt.

Eine Beschlussfassung ist zu diesem TOP nicht erforderlich.
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